

MUSTER für eine
Versorgungsordnung im 
Durchführungsweg Direktversicherung

· Tarif RC - RenteClassic
· Beitragsorientierte Leistungszusage 
· Entgeltumwandlung mit Arbeitgeber-Zuschuss 
(pauschaler Zuschuss von 15% gemäß § 1a Absatz 1a BetrAVG)


Dieses Muster wurde unter Berücksichtigung der aktuellen Rechtslage erstellt. Es erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit und soll lediglich als Hilfestellung dienen. 
Das Muster ist in jedem Falle an die individuellen Bedürfnisse anzupassen. Wir empfehlen, Ihren Rechtsanwalt hinzuzuziehen. 

Die Verwendung dieser Muster-Versorgungsordnung ist nur im Zusammenhang mit dem Abschluss von Direktversicherungen bei der Continentale Lebensversicherung AG gestattet.

Eine Haftung für dieses Muster kann von uns nicht übernommen werden.



Die gelb markierten Passagen sind zu ergänzen bzw. ggf. anzupassen.


Versorgungsordnung
der
[bookmark: Text1]     
[bookmark: Text2]     
- nachstehend Arbeitgeber genannt -



Präambel

[bookmark: Text3]Mit Wirkung vom       hat der Arbeitgeber eine betriebliche Altersversorgung (bAV) über den Durchführungsweg Direktversicherung – mit steuerlicher Förderung nach § 3 Nr. 63 EStG – eingerichtet. Diese betriebliche Altersversorgung soll dazu beitragen, den Arbeitnehmern[footnoteRef:1] einen Teil der Versorgungslücke im Rentenalter zu schließen.  [1: 	Sofern Sammel- und Sachbegriffe verwendet werden, haben diese keine geschlechtsspezifische Bedeutung, sondern sie dienen der Neutralität und besseren Lesbarkeit. Das gilt ebenso für die Verwendung von Singular und Plural.
] 


Das Angebot zur betrieblichen Altersversorgung durch Entgeltumwandlung richtet sich an alle Arbeitnehmer des Arbeitgebers einschließlich der Auszubildenden.


§ 1 Kreis der Begünstigten
Alle Arbeitnehmer, die bei Inkrafttreten dieser Versorgungsordnung (VO) in einem sozialversicherungspflichtigen, ungekündigten Arbeitsverhältnis stehen oder mit denen danach ein Arbeitsverhältnis begründet wird, die die Probezeit von sechs Monaten erfüllt haben und die eine Entgeltumwandlung von mindestens 15,00 EUR pro Monat mit dem Arbeitgeber vereinbart haben, nehmen an den betrieblichen Versorgungsleistungen nach Maßgabe dieser Versorgungsordnung teil.
Die Teilnahmeberechtigung erstreckt sich auch auf – ggf. sozialversicherungsfreie – Vorstände, Geschäftsführer und Prokuristen des Arbeitgebers.

Die Teilnahme an der Entgeltumwandlung erfolgt auf Antrag des Arbeitnehmers.


§ 2 Pensionsalter
[bookmark: _Ref94591916]Als Pensionsalter wird das vollendete 67. Lebensjahr festgelegt.


§ 3 Stichtag für die Aufnahme
Die Aufnahme in die Versorgung erfolgt jeweils zum 1. des Monats, in dem die Voraussetzungen nach § 1 vorliegen.


§ 4 Art und Umfang der Leistung 
1. Der Arbeitgeber erteilt allen nach dieser Versorgungsordnung versorgungsberechtigten Arbeitnehmern eine beitragsorientierte Leistungszusage.
2. Die Versorgung besteht aus einer Rentenversicherung. Als Versorgungsleistungen werden gewährt:
a) Altersrenten
b) vorgezogene Altersrenten
c) Todesfall-Leistungen
3. Der Arbeitgeber schließt zur Finanzierung der mit dieser Versorgungsordnung erteilten Versorgungszusage für jeden versorgungsberechtigten Arbeitnehmer auf dessen Leben nach § 3 Nr. 63 EStG geförderte Direktversicherungen bei der Continentale Lebensversicherung AG ab.
Die versicherungsvertraglichen Leistungen aus dem Direktversicherungsvertrag sind Gegenstand der individuellen Versorgungszusage für den Arbeitnehmer. Die Leistungsverpflichtung des Arbeitgebers ist ausschließlich bezogen und begrenzt auf die versicherungsvertraglich garantierten Leistungen. 

4. Eine Beitragsfreistellung der Direktversicherung, z.B. infolge vorzeitiger Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses, ist mit wirtschaftlichen Nachteilen verbunden: Da aus den Beiträgen u.a. auch Abschluss- und Verwaltungskosten (etwa die Aufwendungen für Versicherungsvertriebsprovisionen, Beratung, Gesundheitsauskünfte oder die Ausstellung des Versicherungsscheins) finanziert wurden, entspricht das Vertragsguthaben zum Zeitpunkt der Beitragsfreistellung nicht der Summe der bis dahin gezahlten Beiträge.
Bei einer vorzeitigen Beendigung des Beschäftigungsverhältnisses ist daher die Weiterführung des Versicherungsvertrags durch den neuen Arbeitgeber oder ggf. die private Fortführung durch den Arbeitnehmer zu empfehlen. Dies gilt entsprechend für ruhende Beschäftigungsverhältnisse (z.B. Elternzeit, längere Krankheit).


§ 5 [bookmark: _Toc501948927][bookmark: _Ref94435013]Versorgungsbeitrag für die Direktversicherungen
1. Entgeltumwandlung: Jeder Arbeitnehmer kann sich an der betrieblichen Altersversorgung durch Entgeltumwandlung beteiligen. Für die Entgeltumwandlung ist eine gesonderte Vereinbarung zwischen Arbeitnehmer und Arbeitgeber zu schließen. Der monatliche Mindestbetrag für die Entgeltumwandlung beträgt 15,00 EUR. 
Die Entgeltumwandlung kann aus Gehalt, Sonderzahlungen oder vermögenswirksamen Leistungen erfolgen.
Ein Antrag auf Entgeltumwandlung muss mindestens zwei Wochen vor Beginn des Monats gestellt werden, in dem die Entgeltumwandlung erstmals durchgeführt werden soll. Der vereinbarte Umwandlungsbetrag kann nur jährlich, erstmalig nach Ablauf eines vollen Jahres ab Versorgungsbeginn, verändert werden.
2. Jeder Arbeitnehmer, der an der Entgeltumwandlung teilnimmt, erhält von dem Arbeitgeber – gemäß § 1a Absatz 1a BetrAVG in seiner jeweils geltenden Fassung – einen Zuschuss in Höhe von 15 % des umgewandelten Betrages, soweit der Arbeitgeber durch die Entgeltumwandlung Sozialversicherungsbeiträge einspart.
Wird der Arbeitgeber künftig durch Gesetz, Tarifvertrag oder auf andere Weise verpflichtet, erstmals oder über den bei Erteilung der Versorgungszusage bestehenden Umfang hinaus, Versorgungsbeiträge für die bAV aufzubringen, so werden die dem Arbeitnehmer nach dieser Versorgungsordnung zustehenden Versorgungsbeiträge angerechnet. Das gilt entsprechend für etwaige Versorgungsleistungen, die der Arbeitgeber zusätzlich zu gewähren hat.
3. Die Versicherungsbeiträge wird der Arbeitgeber während der Beitragszahlungsdauer der Direktversicherung in der vereinbarten Höhe so lange und insoweit entrichten, als er zur Zahlung der Bezüge aus dem Arbeitsverhältnis verpflichtet ist. 
Die Beitragszahlung durch den Arbeitgeber entfällt, solange der Arbeitnehmer bei fortbestehendem Arbeitsverhältnis kein Entgelt erhält (z.B. bei längerer Krankheit oder Elternzeit); in diesem Fall reduzieren sich die Versicherungsleistungen auf die Leistungen, die aus den insgesamt aufgewendeten Beiträgen finanziert werden können. Der Arbeitnehmer hat jedoch das Recht, die Direktversicherung mit eigenen Beiträgen fortzusetzen (§ 1a Abs. 4 BetrAVG). 
Sofern ein Arbeitsentgelt wieder zu zahlen ist, setzt die Beitragszahlung durch den Arbeitgeber wieder ein.

4. [bookmark: _Ref94606398]Beiträge des Arbeitgebers zu der Direktversicherung sind nach § 3 Nr. 63 EStG steuerfrei, soweit sie im Kalenderjahr  8 % der Beitragsbemessungsgrenze in der gesetzlichen Rentenversicherung (West) – BBG – nicht übersteigen. Wenn von der Anwendung des § 40b EStG in der am 31. Dezember 2004 geltenden Fassung Gebrauch gemacht wird (pauschale Lohnversteuerung der Beiträge), wird der pauschal versteuerte Beitrag auf das 8%-Volumen des § 3 Nr. 63 EStG angerechnet.

Nach § 1 Abs. 1 Nr. 9 Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) sind steuerfreie Beiträge bis zu 4 % der Beitragsbemessungsgrenze in der allgemeinen Rentenversicherung (West) sozialversicherungsfrei. 

Diese Höchstbeiträge werden vorrangig von den vom Arbeitgeber finanzierten Beiträgen ausgefüllt. 


§ 6 Umfang der Direktversicherung
Der Umfang der Direktversicherung und die Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Versicherungsleistungen ergeben sich aus den nachfolgenden Bestimmungen, aus dem Kollektivvertrag mit der Continentale Lebensversicherung AG sowie dem einzelnen Versicherungsvertrag, von dem jeder versorgungsberechtigte Arbeitnehmer eine Kopie erhält. Die für jeden Versicherungsvertrag erwirtschafteten Überschussanteile werden ausschließlich zur Erhöhung der versicherten Leistung verwendet.
Für die Direktversicherungen wird die nachstehend beschriebene Rentenversicherung zugrunde gelegt:

Continentale Rente Classic RC-Direktversicherung – Tarif RC –mit
Beitragsrückgewähr bei Tod vor Rentenbeginn und
Kapitalrückgewähr bei Tod nach Rentenbeginn

1. [bookmark: _Ref94591004]Altersrente
a) Die Altersrente wird ab dem vereinbarten Rentenbeginn lebenslang gezahlt.
b) Die Höhe der Altersrente entspricht der Versicherungsleistung aus der Direktversicherung. 
c) Die Altersrente kann auch mit einer Kapitalleistung kombiniert werden. In diesem Falle werden mindestens 70 Prozent des vorhandenen Kapitals für die Bildung der Altersrente verwendet, höchstens 30 Prozent des vorhandenen Kapitals werden ausgezahlt. Die Erklärung des Arbeitnehmers, dass er eine Kombination von Altersrente und Kapitalleistung wünscht, muss der Continentale Lebensversicherung spätestens vier Wochen vor dem vereinbarten Rentenbeginn zugegangen sein.
d) Anstelle der vereinbarten Altersrente kann der Arbeitnehmer die Zahlung einer einmaligen Kapitalleistung wählen. Das Wahlrecht darf aus steuerlichen Gründen frühestens 12 Monate vor Rentenbeginn ausgeübt werden. Die Erklärung des Arbeitnehmers, dass er die Kapitalleistung wählt, muss der Continentale Lebensversicherung spätestens vier Wochen vor dem vereinbarten Rentenbeginn zugegangen sein

2. [bookmark: _Ref94591047]Vorgezogene Altersrente
a) Nimmt ein Arbeitnehmer die vorgezogene Altersrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung in voller Höhe in Anspruch, so kann gemäß § 6 Betriebsrentengesetz (BetrAVG) auch die Altersrente aus der Direktversicherung vorzeitig beansprucht werden.
ODER:	Comment by Fischer, Manuela (bav-gr): Hier bitte die gewünschte Regelung übernehmen und die andere löschen.
Der Arbeitnehmer kann ab Erreichen des 62. Lebensjahres eine vorgezogene Altersrente beanspruchen.
b) Die Höhe der vorgezogenen Altersrente wird nach versicherungsmathematischen Grundsätzen aus den zum Zeitpunkt der vorgezogenen Inanspruchnahme vorhandenen Mitteln berechnet.
c) Die vorgezogene Altersrente kann auch mit einer vorgezogenen Kapitalleistung kombiniert werden; Ziffer 1. Buchstabe c) gilt entsprechend. Die Erklärung des Arbeitnehmers, dass er eine Kombination von vorgezogener Altersrente und Kapitalleistung wünscht, muss der Continentale Lebensversicherung spätestens vier Wochen vor dem vorgezogenen Rentenbeginn zugegangen sein.
d) Anstelle der vorgezogenen Altersrente kann der Arbeitnehmer die Zahlung einer einmaligen Kapitalleistung wählen. Das Wahlrecht darf aus steuerlichen Gründen frühestens 12 Monate vor dem vorgezogenen Rentenbeginn ausgeübt werden. Die Erklärung des Arbeitnehmers, dass er die vorgezogene Kapitalleistung wählt, muss der Continentale Lebensversicherung spätestens vier Wochen vor dem vorgezogenen Rentenbeginn zugegangen sein.

3. [bookmark: _Ref94601133]Todesfall-Leistung
a) Stirbt der Arbeitnehmer vor Rentenbeginn, wird die Versicherungsleistung gemäß den Allgemeinen Bedingungen für die Rentenversicherung nach Tarif RC-Direktversicherung als Hinterbliebenenrente oder Sterbegeld gezahlt.
b) Stirbt der Arbeitnehmer nach Rentenbeginn, wird die Versicherungsleistung gemäß den Allgemeinen Bedingungen für die Rentenversicherung nach Tarif RC-Direktversicherung als Hinterbliebenenrente oder Sterbegeld gezahlt.
Die Hinterbliebenenrente wird fällig, wenn der Hinterbliebene nicht innerhalb der ihm von der Continentale Lebensversicherung AG gesetzten Frist von seinem Kapitalwahlrecht Gebrauch gemacht hat. 
Begünstigt für die jeweilige Hinterbliebenenleistung sind in folgender Rangfolge:
(a)	der Ehegatte, mit dem der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt seines Todes verheiratet war oder der Partner, mit dem der Arbeitnehmer zum Zeitpunkt seines Todes in einer eingetragenen Lebenspartnerschaft nach dem Lebenspartnerschaftsgesetz (LPartG) lebte;
(b)	der dem Arbeitgeber schriftlich benannte Lebensgefährte des Arbeitnehmers, mit dem zum Zeitpunkt des Todes des Arbeitnehmers eine gemeinsame Haushaltsführung bestand.
(c)	die nach § 32 Absatz 3, Absatz 4 Satz 1 Nr. 1 bis 3 und Absatz 5 EStG zu berücksichtigenden Kinder des Arbeitnehmers im steuerlichen Sinne, sofern die dort genannten Voraussetzungen zum Zeitpunkt des Todes erfüllt waren.

Ein im Rang vorhergehender Hinterbliebener schließt die nachfolgenden Hinterbliebenen auf Dauer aus.
Soll ein anderer als der dem Arbeitgeber bereits benannte Lebensgefährte die Hinterbliebenenleistung erhalten, ist dies dem Arbeitgeber unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Mit Zugang der schriftlichen Mitteilung wird der neue Lebensgefährte des Arbeitnehmers in die Versorgung eingeschlossen. 
Begünstigt für ein eventuell zu zahlendes Sterbegeld sind die Erben des Arbeitnehmers.

4. Bezugsberechtigung
Unwiderruflich bezugsberechtigt für die Renten nach Ziffer 1 und 2 ist der Arbeitnehmer.
Verpfändungen, Abtretungen oder Beleihungen durch den Arbeitgeber oder durch den Arbeitnehmer sind ausgeschlossen.
Bei Tod des versorgungsberechtigten Arbeitnehmers wird eine eventuelle Todesfall-Leistung an die in Ziffer 3 Buchstaben (a) bis (c) genannten Personen in der dort genannten Reihenfolge ausgezahlt.


§ 7 Vorzeitige Beendigung des Arbeitsverhältnisses
1. [bookmark: OLE_LINK2]Scheidet ein Arbeitnehmer vor Eintritt des Versorgungsfalles aus den Diensten des Arbeitgebers aus, behält er seine Anwartschaft auf Versorgungsleistungen. 

2. Die Versorgungsansprüche aus dieser Zusage werden – auch sofern und soweit diese zwar vertraglich, aber nicht gesetzlich unverfallbar sind – gemäß § 2 Abs. 2 Satz 3 BetrAVG auf diejenigen Leistungen begrenzt, die sich aufgrund der Beitragszahlung des Arbeitgebers aus dem Versicherungsvertrag ergeben (versicherungsförmige Lösung). Diese Begrenzung wird auch bei Inanspruchnahme der vorgezogenen Altersrente gelten.

Der Arbeitgeber wird daher innerhalb von drei Monaten ab dem Zeitpunkt des Ausscheidens eine eventuelle Abtretung der Versicherung rückgängig machen und etwaige Beitragsrückstände ausgleichen. 

3. [bookmark: _GoBack]Der Arbeitgeber wird bei der Continentale Lebensversicherung AG beantragen, dass die Versicherungsnehmereigenschaft auf einen ausgeschiedenen Arbeitnehmer übertragen wird (Versicherungsnehmerwechsel). Jeder Arbeitnehmer stimmt bereits jetzt einem solchen Versicherungsnehmerwechsel zu; sofern er seine Zustimmung zum Versicherungsnehmerwechsel nicht erteilen will, ist er verpflichtet, dies unverzüglich nach Abschluss der Direktversicherung dem Arbeitgeber in Textform mitzuteilen.

Die Direktversicherung kann von dem ausgeschiedenen Arbeitnehmer gegen laufende Beitragszahlung fortgeführt, in eine beitragsfreie Versicherung umgewandelt oder von einem neuen Arbeitgeber weitergeführt werden.

4. Nach § 2 Absatz 2 Satz 4 bis 6 BetrAVG darf der ausgeschiedene Arbeitnehmer die Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag in Höhe des durch die Beitragszahlung des Arbeitgebers gebildeten Kapitals weder abtreten oder beleihen noch aufgrund einer Kündigung des Versicherungsvertrags den Rückkaufswert in Anspruch nehmen. Im Falle der Kündigung wird die Versicherung beitragsfrei fortgeführt. Dies gilt auch dann, wenn ein Teil der Anwartschaft zwar vertraglich, aber noch nicht gesetzlich unverfallbar war.


§ 8 Anpassung von laufenden Leistungen
Laufende Leistungen werden nach § 16 Absatz 3 Nr. 2 BetrAVG angepasst. Das heißt, sämtliche auf den Versicherungsvertrag entfallenden Überschussanteile werden zur Erhöhung der Versicherungsleistung verwendet.

§ 9 Sonstiges
1. Bei Gehaltserhöhungen sowie bei der Bemessung gehaltsabhängiger Leistungen, wie Weihnachtsgratifikationen, Zuschlägen etc., bleiben die Gesamtbezüge einschließlich der Umwandlungsbeträge maßgebend.

2. Die Versicherungsleistungen sind nach § 22 Abs. 5 EStG einkommensteuerpflichtig und unterliegen ggf. der Beitragspflicht in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung.

3. Der Arbeitnehmer kann nach § 4a BetrAVG Auskünfte, insbesondere in Bezug auf den Erwerb, die Entwicklung, die Unverfallbarkeit und den Übertragungswert der Versorgungsanwartschaft, verlangen.


§ 10 Datenschutz 

Bei der Verwaltung des betrieblichen Versorgungswerks werden personenbezogene Daten der versorgungsberechtigten Personen übermittelt, erfasst, gespeichert und verarbeitet. 

Soweit erforderlich, werden personenbezogene Daten an die Continentale Lebensversicherung AG sowie gegebenenfalls an im Rahmen der Bearbeitung beauftragte Dritte weitergegeben.

Die datenschutzrechtlichen Bestimmungen der europäischen Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) und des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG) werden dabei sowohl vom Arbeitgeber als auch von den Institutionen, die für den Arbeitgeber die Daten übermitteln, erfassen, speichern und verarbeiten, beachtet und eingehalten.


§ 11 Schlussbestimmungen

1. Sollte eine der Bestimmungen dieser Versorgungsordnung unwirksam sein oder werden, so bleibt die Wirksamkeit des Inhalts der übrigen Regelungen der Versorgungsordnung hiervon unberührt. Eine unwirksame oder unklare Regelung ist dahingehend zu ergänzen und zu berichtigen, dass der mit der Regelung beabsichtigte Zweck erreicht wird. Das gleiche gilt hinsichtlich etwa hervortretender Regelungslücken der Versorgungsordnung.

2. Sollte der Arbeitgeber sich im Verlauf des Bestehens dieser Versorgungsregelung dazu veranlasst sehen, die Versorgung der versorgungsberechtigten Mitarbeiter neu zu regeln, so ist dies nur über eine neue Versorgungsordnung möglich. Eine später getroffene Versorgungsregelung hat Vorrang und ersetzt die bis zu diesem Zeitpunkt geltende Versorgungsregelung.
3. Diese als Gesamtzusage ausgestaltete Versorgungsordnung kann jederzeit durch eine nachfolgende Betriebsvereinbarung auch zum Nachteil der Versorgungsberechtigten abgeändert werden. Bis zu diesem Zeitpunkt erdiente Versorgungsanwartschaften bleiben jedoch unberührt.
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